
424 der Beilagen zu den Steno graphischen Protokollen des Nationalrates XVIII. GP 

Bericht 

des Umweltausschusses 

über die Regierungsvorlage (188 der Beilagen) : 
Bundesgesetz über die Information der Bevöl­
kerung über hohe Ozonbelastungen (Ozon-

informationsgesetz ) 

Während des Sommerhalbjahres treten in ganz 
Österreich in Abhängigkeit vom Wettergeschehen 
immer wieder so hohe Ozonkonzentrationen auf, 
daß mit Umwelt- und Gesundheitsgefährdungen zu 
rechnen ist. Ziel des Gesetzentwurfes ist die 
möglichst weitgehende Verringerung der angespro­
chenen Gefährdungen. Dies soll durch die Sicher­
stellung einer umfassenden, bundeseinheitlichen 
Überwachung der Ozonbelastung in Österreich 
sowie durch die Schaffung rechtlicher, organisatori­
scher und fachlicher Grundlagen für die Informa-

, tion der Bevölkerung über Ozon-Grenzwertüber­
schreitungen sowie über sachgerechte passive 
Schutzmaßnahmen erreicht ·werden. 

Die Verwirklichung dieses Gesetzesvorhabens 
bringt einen erheblichen Aufwand an Personal- und 
Sachkosten mit sich. Dieser Kostenaufwand resul­
tiert aus dem Erfordernis, in Österreich flächendek­
kend Ozonmeßnetze einrichten und betreiben zu 
müssen, eine rasche, EDV-gestützte Datenüber­
mittlung zwischen den Meßnetzzentralen und 
Bundesdienststellen aufzubauen und einen verläßli­
chen Betrieb rund um die Uhr (zumindest in der Zeit 
von April bis September) zu gewährleisten. . 

Der Umweltausschuß hat die gegenständliche 
Regierungsvorlage in seiner Sitzung am 19. März 
1992 in Verhandlung genommen. 

In der Debatte ergriffen außer dem Berichterstat­
ter die ' Abgeordneten Monika . L a  n g t h aI e r, 
Dipl.-Ing. Dr. K e p p e I tri ü Il e r, Mag. 

Dr. Bartenstein 

Berichterstatter 

S c h w e i t z e r, Mag. B a r  m ü l l  e r, A r t  h o l  d, 
Dipl.-Kfm. Ilona G r a e n i  t z, H e i  n z i n g e r, 
der Ausschußobmann Mag. H a il p t sowie die 
Bundesministerin für Umwelt, Jugend und Familie 
Dipl.-Kfm. Ruth F e  I d g r i  11.- Z a n  k e  I das 
Wort. 

Die Abgeordneten Ar t h o l  d und Dipl.-Ing. Dr .. 
K e p p e I m ü l l  e r brachten einen umfassenden 
Abänderungsantrag ein. Außerdem wurde vom 
Abgeordneten Mag. Ha u p t  sowie von der 
Abgeordneten Monika La n g t h aI e r je ein 
Abänderungsantrag eingebracht. Weiters brachten 
die Abgeordneten A r t  h o l  d, Dipl.-Ing. . Dr. 
K e p p e I m ü l l  e r und Mag. H a u p t einen 
Entschließungsantrag ein. 

. 

Bei der Abstimmung wurde die Regierungsvor" 
lage unter Berücksichtigung des Abänderungsantra­
ges der Abgeordneten Ar t h o l  d und Dipl.-Ing. 
Dr. K e p p e I m ü l l  e r mit Stimmenmehrheit an­
genommen. Der Entschließungsantrag der Abge­
ordneten A r t  h o l  d, Dipl.-Ing. Dr. K e p p e I­
m ü l l  e r und Mag. Ha u p t wurde ebenfalls mit 
. Stimmenmehrheit angenommen. Der Abänderungs­
antrag des Abgeordneten Mag. H a u p t sowie der 
Abänderungsantrag der Abgeordneten Monika 
L a  n g t h aI e r fanden nicht die Zustimmung der . 
Ausschußmehrheit. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Umwe!t­
ausschuß somit den An t r a g, 

1. der Nationalrat wolle dem a n  g e s c hI 0 s -
s e n  e n G e s e t  z e n  t w u r f die verfassungs­
mäßige Zustimmung erteilen, 

2. der Nationalrat wolle die b e i  g e d r u c k t e 
E n t s c hI i e ß u n g annehmen. 

Wien, 1992 03 19 

Ma,g . .  Haupt 

Obmann 
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2 424 der Beilagen 

Bundesgesetz über Maßnahmen zur 
Abwehr der Ozonbelastung und die Informa­
tion der Bevölkerung über hohe Ozonbelastun­
gen, mit dem das Smogalarmgesetz, BG BI. 
Nr. 38/1989, und das Abfallwirtschaftsgesetz, 
BGBI. Nt. j2S/1990, geändert wird (Ozonge-

setz) , 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

I. ABSCHNITT 

Ozonüberwachung und Information 

Ozon-Überwachungsgebiete 

§ 1. Zur Feststellung der Luftverunreinigung 
durch boden nahes Ozon im Bundesgebiet hat der 
Bundesminister für Umwelt; Jugend und Familie 
spätestens sechs Monate nach Inkrafttreten dieses 
Bundesgesetzes nach Anhörung der Landeshaupt­
männer durch Verordnung das Bundesgebiet in 
Ozon-Überwachungsgebiete einzuteilen, die im 
Hinblick auf die Dauer, die Spitzenbelastung und 
den zeitlichen Verlauf der Ozonbelastung Gebiete 
mit überwiegend gleichartigen Ozonbelastungen 
sind. 

. 

Ozon-Meßnetzkonzept 

§ 2. Der Bundesminister für Umwelt, Jugend und 
Familie hat spätestens sechs Monate nach Inkraft­
treten dieses Bundesgesetzes nach Anhörung der 
Landeshauptmänner mit Verordnung ein Ozon­
Meßnetzkonzept zu e.rlassen. Das Ozon-Meßnetz­
konzept hat· insbesondere zu enthalten 

1. Aussagen über die Zahl der - im Hinblick auf 
die ausreichend genaue Feststellung der 

Ozonbelastung - notwendigen MeßsteUen 
und deren regionale Verteilung, einschließlich 
der Erfassung meteorologischer Parameter, 

2. Anforderungen an die Lage der Meßstellen 
und an die Meßgeräte, wobei für jedeS 
Ozon-Überwachungs gebiet mindestens drei 
Meßstellen festzulegen sind (erstreckt sich das 
Ozon-Überwachungsgebiet über das Gebiet 
mehrerer Länder, so ist in jedem Gebietsanteil­
emes 'Landes mindestens eine Meßstelle 
vorzusehen), 

3. nähere Vorschriften über den Betrieb der 
Meßstellen, die Auswertung der Meßdaten 
und deren Austausch und 

4. die Festlegung der Ausstattung von Meßstellen 
und Meßnetzzentralen. 

Meßstellen, Meßnetzzentralen 

§ 3. (1) Die Landeshauptmänner haben Meßstel­
len einzurichten . und zu betreiben. ' An den 
Standorten IIImitz (Burgenland), St. Koloman, 
Sonnblick (Salzburg), Achenkirchen (Tirol), im 
Gebiet Steiermark/Kärnten in Nähe der Staats­
grenze, im Gebiet GailtallLesachtal (Kärnten), im 
Gebiet Retz (Niederösterreich) und im Gebiet 
Weilhardtforst (Oberösterreich) sind die Messun­
gen mittels Meßstellen des Umweltbundesamtes 
durchzuführen. 

(2) Die Zusammenfassung der Meßergebnisse 
erfolgt in Meßnetzzentralen. In jedem Bundesland 
ist für die vom Landeshauptmann betriebenen 
Meßstellen eine Meßnetzzentrale vorzusehen. Das 
Umweltbundesamt hat für die von ihm betriebenen 
Meßstellen eine Meßnetzzentrale vorzusehen. 

(3) Die Meßergebnisse sind von den Meßstellen 
an die Meßnetzzentralen und. den Datenverbund 
(§ 5) mindestens einmal täglich zu übertragen. Eine 
stündliche Auswertung und Zusammenfassung der 
Werte aller MeßstelIen muß jedenfalls dann möglich 
sein, wenn zumindest an einer Meßstelle mit dem 
Überschreiten d�r in Anlage 1 für die V orwarnstufe 
angegebenen Warnwerte gerechnet werden muß. 
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424 der Beilagen 3 

(4) Die an den Meßnetzzentralen verfügbaren 
_ Meßergebnisse müssen mittels des Datenverbundes 
(§ 5) allen Meßnetzzentralen sowie den, Landes­
hauptmannern und dem Bundesminister für Um­
welt, Jugend und Familie zur Verfügung stehen. 

Luftgüteberichte 

§ 4. (1) Der Bundesminister für Umwelt, Jugend 
und Familie hat in der Zeit vom 1. April bis 
30. September einen täglichen Bericht über die 
Belastung der Luft mit bodennahem Ozon, 
gegliedert nach den Ozon-Überwachungsgebieten, 
zu verlautbaren. Dieser Bericht hat jedenfalls die 

. höchsten Dreistundenmittelwerte der letzten 
24 Stunden für jedes Oion-Überwachungsgebiet zu 
enthalten. 

(2) Der Landeshauptmann hat in der Zeit vom 
1. April bis 30. September einen täglichen Bericht 
über die in seinem Land an den . Meßstellen 
gemessene Belastung der Luft mit bodennahem 
Ozon zu verlautbaren. Dieser Bericht hat jedenfalls 
die höchsten Dreistundenmittelwerte der letzten 
24 Stunden zu enthalten. 

(3) Der Bundesminister für Umwelt, Jugend und 
Familie hat nach Anhörung der Landeshauptmänner 
mit Verordnung nähere Bestimmungen über den 
Inhalt- der von den Landeshauptmännern zu 
verlautbarenden täglichen Berichte sowie über Art 
und Zeitpunkt ihrer Verlautbarung zu erlassen. 

Datenverbund 

§ 5. (1) Der Bundesminister für Umwelt, Jugend 
und Familie hat nach Anhörung der Landeshaupt­
männer innerhalb von 18 Monaten nach Inkrafttre­
ten dieses Bundesgesetzes im Umweltbundesamt 
einen Datenverbund zum Austausch der gemäß 
diese'm Bundesgesetz kontinuierlich zu registrieren­
den Meßwerte einzurichten und zu betreiben. 

(2) Der Datenverbund hat im Bedarfsfall den 
stündlichen Austausch der Daten zwischen den 
Meßnetzzentralen der Länder und des Umweltbun­
desamtes sowie zwischen diesem -und dem Bundes­
minister für Umwelt, Jugend und Familie zu 
ermöglichen. 

Ozon-Warnwerte 

§ 6. (1) Zum Schutz der menschlichen Gesundheit 
vor akuten hohen Ozonbelastungen werden in der 
Anlage 1 die Warnwerte für die Immissionskonzen­
tration von Ozon, jeweils für die V orwarnstufe, die 
Warnstufe I und die Warnstufe II festgelegt. 

(2) In der Anlage 2 werden Werte für die 
Immissionskonzentrationen von Ozon festgelegt, ab 
deren Überschreiten bei bestimmten meteorologi-

schen Situationen zu erwarten ist, daß die 
Warn werte gemäß Anlage 1 für die Warnstufe I und 
die Warnstufe II überschritten werden könnten. 

Auslösung der Wamstufen 

§ 7. (1) Der Landeshauptmann hat die Warnstu­
fen (V orwarnstufe, Warn stufe I, Warnstufe II) für 
sein Gebiet, das Teil des betreffenden Ozon-Über­
wachungsgebietes ist, auszulösen. 

(2) Die Vo�arnstufe ist für ein Ozon-Überwa­
chungsgebiet auszulösen, wenn der Warnwert 
gemäß Anlage 1 an zumindest zwei Meßstellen 
eines Ozon-Überwachungsgebietes innerhalb der 
letzten zwölf Stunden überschritten wurde und auf 
Grund der meteorologischen Situation ein Gleich­
bleiben oder Ansteigen qer Ozonkonzentration zu 
erwarten 1St. 

(3) Die Warnstufe I oder II ist für ein 
Ozon-Überwachungsgebiet auszulösen, wenn zu 
erwarten ist, daß der entsprechende Warnwert 
gemäß Anlage 1 innerhalb der nächsten 24 Stunden 
überschritten werden könnte. Dies ist daI1n der Fall, 
wenn der in Betracht kommende Wert in der 
Anlage 2 an zumindest zwei Meßstellen des 
betreffenden Ozon-Überwachungsgebietes inner­
halb der letzten zwölf Stunden überschritten wurde 
und auf Grund der meteorologischen Situation ein 
Ansteigen der Ozonkonz�ntration zu erwarten ist. 

Information und Empfehlungen 

§ 8. (1) Der Landeshauptmann hat die Bevölke­
rung über die Auslösung der V orwarnstufe sowie 
der Warnstufen I und. II nach Maßgabe der 
folgenden Bestimmungen unverzüglich zu informie­
ren. 

(2) Erstreckt sich das Ozon-Überwachungsgebiet 
über die Gebiete mehrerer Länder, so sind die 
Informationen und Empfehlungen zwischen den 
betroffenen Landeshauptmännern abzustimmen. 

(3) Die Information gemäß Abs. 1 hat insbeson­
dere im Weg des Österreichischen Rundfunks, 
jeweils unter Beachtung des in einer Verordnung' 
gemäß § 4 Abs. 3 für die betreffende Warnstufe· 
vorgesehenen Textes, zu erfolgen. Die Informatiori 
über die Ozonbelastung sowie die Prognose über 
die zu erwartende Ozonentwicklung sind mehrmals 
täglich zu aktualisieren und im Weg des Österrei­
chischen Rundfunks zu verlautbaren. 

(4) Der Landeshauptmann hat bei Auslösung der 
Warnstufen auch Empfehlungen zu freiwilligen 
Verhaltensweisen zu geben, die nach den Erkennt­
nissen der medizinischen Wissenschaft zum Schutz 
der menschlichen Gesundheit vor Gefährdungen 
durch akute hohe Ozonbelastungen angezeigt sind; 
diese Empfehlungen sind nach dem Grad der 

424 der Beilagen XVIII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original) 3 von 8

www.parlament.gv.at



4 424 der Beilagen 

Ozonbelastung abzustufen und haben insbesondere 
auf Personengruppen mit erhöhtem Risiko Bedacht 
zu nehmen. Der Bundesminister für Umwelt, 
Jugend und Familie hat im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Gesundheit, Sport und Konsu­
mentenschutz die Empfehlungen zu freiwilligen 
Verhaltensweisen mit Verordnung näher auszufüh­
ren. 

(5) Für Informationen im Sinne der Abs. 3 und 4 
können der Österreichische Rundfunk, der die 
Bekanntgabe regelmäßig zu wiederholen hat, sowie 
die fernmeldetechnischen Einrichtungen der Post­
und Telegraphenverwaltung kostenlos in Anspruch 
genommen werden. Dies gilt auch für die 
notwendige und zweckentsprechende Verlautba­
rung der Luftgüteberichte gemäß § 4. 

§ 9. Bei Auslösung der Warnstufen I und II hat 
der Land�shauptmann auch die Schulbehörden und 
die für' die Aufsicht über Kindergärten zuständigen 
Behörden seines Landes unverzüglich zu informie­
ren. 

Entwarnung 
§ 10. (1) Der Landeshauptmann hat Entwarnung 

zu geben, sobald die der Auslösung der Warnstufen 
zugrundeliegenden Warnwerte (Anlage Ibezüglich 
V orwarnstufe, Anlage 2 bezüglich der Warnstufen I 
und II) an allen, Meßstellen innerhalb eines 
Ozon-Überwachungsgebietes nicht mehr über­
schritten werden' und ein erneutes Überschreiten 
innerhalb von 24 Stunden nicht zu erwarten ist. Die 
Entwarnung hat in gleicher Weise wie die 
Information gemäß §§ 8 und 9 zu erfolgen. 

(2) Gemäß §§ 14 und 15 verfügte Soförtmaßnah­
men treten bei erfolgter Entwarnung außer Kraft. 

II. ABSCHNJTT 

Reduktionsziele und Maßnahmen zur Absenkung 
der Ozonvorläufersubstanzen 

Reduktionsziele für die Absenkung der Ozonvorläu­
fersubstanzen 

§ 11. (1) Die Emissionen der Ozonvorläufersub­
stanzen sind etappenweise zu reduzieren, wobei bis 
31. Dezember 1996 eine Reduktion um mindestens 
40%, bis 31. Dezember 2001 um mindestens 60% 
und bis 31. Dezember 2006 um mindestens 70%, 
bezogen auf die Emissionen vOn NOx im Jahr 1985 
und von VOC im Jahr 1988, zu erreichen ist. 

(2) Ozonvorläufersubstanzen im Sinne dieses 
Gesetzes sind Stickstoffoxide (NOx) und anthropo­
gene flüchtige organische Verbindungen ausgenom­
men Methan (VOC). 

Berichtspflicht 
§ 12. Die Bundesregierung hat dem Nationalrat 

jeweils zur Hälfte und nach Ablauf der in § 11 

genannten Etappen einen schriftlichen Bericht über 
die erfolgte Reduktion der Emissionen von 
Ozonvorliiufersubstanzen vorzulegen. 

Sanierungsplan 

§ 13. (1) Der Landeshauptmann hat für jene 
Ozon-Überwachungsgebiete, in denen die Vor­
warnstufe für die Immissionskonzentration von 
Ozon innerhalb eines Kalenderjahres an jeweils 
mehr als einem Tag ausgelöst wurde, einen 
Sanierungsplan oder eine überarbeitete Fassung 
eines bereits bestehenden Sanierungsplanes inner­
halb von zwei Jahren auszuarbeiten. 

(2) Erstreckt sich das Ozon-Überwachungsgebiet 
über das Gebiet mehrerer Länder, so ist der 
Sanierungsplan voh den betroffenen Landeshaupt­
männern gemeinsam zu erstellen. 

(3) Der Sanierungsplan hat insbesondere zu 
umfassen: 

1. eine Darstellung der Immissionssituation von 
Ozon und Ozonvorläufersubstanzen sowie 
der meteorologischen Verhältnisse des Ozon­
Überwachungsgebietes, 

2. eine regional differenzierte Darstellung der 
Emissionen (Emissionskataster) der Ozonvor­
läufersubstanzen einschließlich der biogenen 
flüchtigen organischen Verbindungen, 

3. eine Abschätzung der zu erwartenden Ent­
wicklung. der genannten Emissionen für die 
kommenden zehn Jahre unter besonderer 
Berücksichtigung der zu erwartenden wirt­
schaftlichen Entwicklung und der Entwick­
lung des Verkehrs, 

4. emissionsmindernde Maßnahmen mit dem 
Ziel, daß die im § 11 genannten Reduktions­
ziele erreicht werden. 

(4) Der Sanierungsplan ist dem Bundesminister 
für Umwelt, Jugend und Familie zur Kenntnis­
nahme zu übermitteln. 

Sofortmaßnahmen· 

§ 14. Während der Dauer der Warnstufe II sind, 
in dem betreffenden Ozon-Überwachungsgebiet 
Wandertage sowie Schulveranstaltungen und schul­
bezogene Veranstaltungen mit sportlichem Schwer­
punkt im Freien und Kil1dergartenausflüge unter­
sagt. 

§ 15. (1) Nach Auslösung der Warnstufen I oder 
II (gemäß § 7 Abs. 3) hat der Landeshauptmann 
entsprechend dem Ausmaß der Belastung durch 
Luftschadstoffe und unter Berücksichtigung der 
Angemessenheit der Maßnahmen, insbesondere im 
Hinblick auf die Versorgung der Bevölkerung mit 
Gütern des täglichen Bedarfs sowie der meteorolo­
gischen und geländespezifischen Verhältnisse des 
Ozon-Überwachungsgebietes, 
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1. zu freiwilligen Verhaltensweisen aufzurufen 
und 

2. Anordnungen zur Reduktion der Emissionen 
von ()zonvorläufersubstanzen zu erla�sen. 

(2) Die Anordnungen riach Abs. 1 Z 2 können 
jedenfalls 

1. zeitlich, . räumlich und sachlich begrenzte 
Beschränkungen oder Verbote für den Ver­
kehr mit Kraftfahrzeugen und anderen mit 

'Verbrennungsmotoren ausgestatteten Fahr­
zeugen, 

2. Drosselung oder Stillegung von Anlagen, 
3. zeitlich und räumlich begrenzte Beschränkun­

gen und Verbote des Einsatzes von Lösungs­
mittel, 

4. zeitlich, räumlich und sachlich begrenzte 
Beschränkungen und Verbote des Verbren­
nens von biogenen Materialien außerhalb von 
Anlagen 

umfassen. 

(3) Der Landeshauptmann hat Anordnungen 
gemäß Abs. 2 Z 1 durch.Verordnung und Anord­
nungen gemäß Abs. 2 Z 2 bis 4 durch Verordnung 
oder Bescheid zu erlassen. 

(4) Die Anordnungen gemäß Abs. 2 Z 1 sind nicht 
anzuwenden auf _ 

1. F�hrzeuge der Feuerwehren, der Rettungs­
dienste, des öffentlichen Sicherheitsdienstes, 
Einsatzfahrzeuge der E-Werke, Verkehrsbe­
triebe, Gaswerke, Wasserwerke, der Kanalge­
brechendienste, Einsatzfahrzeuge . der Eisen­
bahnen und der Post- und Telegraphenverwal­
tung, Fahrzeuge zur Versorgung mit Arznei­
mittel und von Apotheken, Fahrzeuge des 
Lebenstnittelhandels sowie zur Beförderung 
von Schlacht- und Stechvieh' oder leicht 
verderblichen Lebensmitteln, Fahrzeuge der 
Ärzte und Tierärzte im Dienst, Fahrzeuge der 
Bestattungsdienste, des Zivilschutzes und der 
Müllabfuhr sowie der Schadstoffmessung, 
Fahrzeuge im Linienverkehr, Behinderten­
fahrzeuge, Fahrzeuge im behördlichen Auf­
trag, Fahrzeuge der gewerbsmäßigen Perso­
nenbeförderung, Fahrzeuge der Zollwache, 
landwirtschaftliche Nutzfahrzeuge und Fahr­
zeuge des Österreichischen Rundfunks in dem 
zur Erfüllung seines gesetzlichen Auftrags 
unbedingt erforderlichen Ausmaß, 

2. a) Fahrzeuge mit Elektromotor, 
b) Fahrzeuge, die die gemäß § 1 d Abs. 1 Z 3 

Kategorie A oder B der KD,Y 1967, BGBI. 
Nr. 399, in der Fassung der 34. Novelle, 
BGBI. Nr. 579/1991, vorgeschriebenen 

.0 Schadstoffgrenzwerte einhalten, 
3. den Eisenbahn-, .Schiffs� sowie Linienflugver- ' 

kehr, 
4. Einsätze des Bundesheers gemäß § 2 Abs. 1 

lit. a bis c des Wehrgesetzes 1990, BGBI. 
Nr. 305, die Vorbereitung solcher Einsätze, 

ausgenommen jedoch militärische Übungen, 
sowie die zur Aufrechterhaltung des militäri­
schen Dienstbetriebes unbedingt erforderli­
chen Maßnahmen. 

(5) Von der Anordnung zur Stillegung e;ner 
Anlage gemäß Abs. 2 Z 2 sind Anlagen zur 
Warmwasserbereitung und Feuerungsanlagen in 
Bäckereien und ähnlichen unmittelbar der Versor­
gung der Bevölkerung dienenden Betrieben ausge­
nommen. Die Anordnung der Beschränkung des 
Betriebs dieser Anlagen auf das unbedingt erforder­
liche Ausmaß ist jedoch zulässig. 

�trafbestimmungen 

§ 16. Sofern die Tat nicht den Tatbestand einer 
gerichtlich strafbaren Handlung erfüllt oder nach 
. anaeren Verwaltungsstrafbestimmungen mit einer 
strengeren Strafe bedroht ist, begeht eire Verwal- . 
tungsübertretung und ist von der Bezirksverwal-
tungsbehörde . _  

1. mit einer Geldstrafe bis zu� 500 000 S zu 
bestrafen, wer einem Bescheid oder einer 
Verordnung gemäß § 15 Abs. 3 in Verbindung 
mit § 15 Abs. 2 Z 2 zuwiderhandelt; 

2. mit einer Geldstrafe bis zu 30 000 S zu 
. bestrafen, wer einem sonstigen Bescheid oder 
einer sonstigen Verordnung gemäß § 15 Abs. 3 
zuwiderhandelt. 

Inkrafttreten 

§ 17. Dieses Bundesgesetz tritt mit dem semer 
Kundmachung folgenden Monatsersten in Kraft. 

Vollziehung 

§ 18. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundesgeset­
zes ist der Bundesminister für Umwelt, Jugend-und 
Familie, hinsichtlich des § 8 Abs. 4 im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Gesundheit, Sport und 
Konsumentenschutz betraut. 

(2) Mit der V öllziehung der §§ 11 und 12 ist die· 
Bundesregierung betraut. 

Artikel 11 

Änderung des Smogalarmgesetzes 

Das Bundesgesetz über Maßnahmen zur Abwehr 
von Gefahren für das Leben und die Gesundheit von 
Menschen durch Luftverunreinigungen (Smog­
alarmgesetz), BGBI. Nr. 38/1989, wird wie folgt 
geändert: 

1. De� § 10 Abs. 3 Z 1 werden folgende Worte 
angefügt: 
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"Fahrzeuge der, Zollwache und Fahrzeuge des 
Österreichischen Rundfunks in dem zur Erfullung 
seines gesetzlichen Auftrags unbedingt erforderli­
chen Ausmaß,". 

2. § 10 Abs. 3 Z 2 lautet: 

,,2. a) Fahrzeuge mit Elektromotor, 
b) Fahrzeuge, die die gemäß § 1 d Abs. 1 Z 3 

Kategorie A oder B der KDV 1967, BGBL 
Nr. 399 in der Fassung der 34. Novelle, 
BGBL Nr. 579/1991, vorgeschriebenen 
Schadstoffgrenzwerte einhalten, 

jeweils mit der Maßgabe, daß sie entsprechend einer 
Verordnung nach Abs. 3 b gekennzeichnet sind,". 

3. Nach § 10 Abs. 3 werden folgende Abs. 3 a und 
3 b eingefügt: 

,,(3 a) Die Kennzeichnung von Fahrzeugen im 
Sinn des Abs. 3 Z 2 ist von gemäß § 57 a Abs. 2 KFG 
1967, BGBL Nr. 267 in der Fassung BGBL 
Nr. 695/1991, ermächtigten Vereinen oder Gewer­
betreibenden, von einem gemäß § 125 KFGI967 
bestellten Sachverständigen oder von der Bundes­
prüfanstalt für Kraftfahrzeuge (§ 131 KFG 1967) 
gegen Ersatz der Gestehungskosten auszufolgen 

. oder anzubringen, wenn das Kraftfahrzeug den 
Vorschriften des Abs. 3 Z 2 entspricht. 

(3 b) Der Bundesminister für Umwelt, Jugend 
und Familie hat durch Verordnung nähere 
Bestimmungen über die Kennzeichnung von 
Kraftfahrzeugen im Sinne des Abs. 3 Z 2  festzuset­
zen. Darin ist insbesondere die Herstellung und 
Vergabe der Kennzeichnung, deren Beschaffen­
heit, Aussehen' und Anbringung am Fahrzeug. 
festzulegen. Diese Verordnung ist mit 1. Mai 1993 
in Kraft zu setzen und spätestens sechs. Monate 
vor diesem Zeitpunkt kundzumachen. Die Landes­
hauptmänner haben bestehende Vorschriften in 
den Smogalarmplänen über die Kennzeichnung 
von schadstoffarmen Kraftfahrzeugen mit Wir­
kung des Inkrafttretens dieser Verordnung aufzu­
heben. Die Landeshauptmänner dürfen keine 
weiteren als im § 10 Abs. 3 enthaltenen Ausnah­
men gemäß § 10 Abs. 1 und 2 verordnen. 
Bestehende Vorschriften, welche über § 10 Abs. 3 
hinausreichende Ausnahmen vorsehen, sind mit 
Wirkung des Inkrafttretens dieser Verordnung 
aufzuheben." 

4. § 19 lautet: 

,,§ 19. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juni 
1989 in Kraft. 

(2)§ 10 Abs. 3 Z Isowie § 10 Abs. 3 a und 3 b in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBL Nr. xxxi 
1992 treten mit dem seiner Kundmachung folgen­
den Monatsersten in Kraft; § 10 Abs. 3 Z 2 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBL Nr. xxx/1992 
tritt mit 1. Mai 1993 in Kraft." 

Artikel III 

Änderung des Abfallwirtschaftsgesetzes . 

Das Abfallwirtschaftsgesetz, BGBL Nr. 325/ 
1990, wird wie folgt geändert: . 

1. In § 3 Abs. 3 Z 5 entfällt der Klammeraus­
druck. 

2. In § 29 Abs. 2 ist nach' dem ersten Satz 
folgender Satz einzufügen: 

"Dies gilt nicht für § 77 Abs. 1 zweiter Satz GewO 
1973." 

3. Artikel VIII Abs. 1 wird folgender Satz 
angefügt: 

,,§ 3 Abs. 3 Z 5 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBL Nr. xxx/1992 tritt mit 1. Juli 1992 in Kraft." 

4. Artikel VIII wird folgender Abs. 5 angefügt: 

,,(5) § 29 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgeset­
zes BGBL Nr. xxx/1992 tritt mit dem seiner 
Kundmachung folgenden Monatsersten in Kraft." 

Warnwerte für Ozon 

V orwarnstufe 
Warnstufe I 
Warnstufe iI 

Anlage 1 

(zu Art. I § 6 Abs. 1) 

ppb 
100 
150 
200 

mg/rn> 

0,200 
0,300 
0,400 

Die genannten Warnwerte sind als Dreistunden­
mittelwerte in mg/rn), bezogen auf 20° C und 
1013 hPa bzw. ppb definiert. . . 

Anmerkung: 1 ppb = ein part per billion bzw. 
1.10-9: 

Anlage 2 

(zu Art. I § 6 Abs. 2) 

Werte für die Immissionskonzentrationen von 
Ozon, ab

' 
deren Überschreiten bei bestimmten 

meteorologischen Situationen zu erwarten ist, daß 
die Warnwerte gemäß Anlage 1 für die Warnstufe I 
und die Warnstufe II überschritten werden könnten. 

Warnstufe I 
Warnstufe II 

ppb 
130 
180 

mg/rn> 

0,260 
0,360 

Die angeführten Werte sind als Dreistundenmit­
telwerte in mg/rn), bezogen auf 20° C und 
1013 hPa bzw. ppb definiert. 
Anmerkung: 1 ppb = ein part per billion bzw. 
1.10-9. 
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Entschließung 

1. Der Bundesminister für öffentliche Wirt­
schaft und Verkehr wird ersucht, mit 
Verordnung zum Kraftfahrgesetz strengere 
Abgaswerte für LKWs· in der Höhe von 
7,0 g/kWh für Stickstoffoxide (NOx) und" 
1,1 g/kWh für Kohlenwasserstoffe (HC) ab 
1. Oktober 1995 bei Typengenehmigungen 
und ab 1. Oktober 1996 bei erstmaligen 
Einzelzulassungen für verbindlich zu erklä­
ren. 

2. Der Bundesminister für öffentliche Wirt­. schaft und Verkehr wird ersucht, mit 
Verordnung zum Kraftfahrgesetz die Emis­
si6nsgrenzwerte für erstmalig zuzulassende 
PKWs entsprechend dem Stand der Technik 
ab 1. Jänner! 996 für verbindlich zu erklären. 

3. Der Bundesminister für öffentliche Wirt­
schaft und Verkehr wird ersucht, im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Inneres aufdie Länder einzuwirken, daß für 
eine effiziente Kontrolle aller Tempolimits 
Vorsorge getroffen wird. 

4. Der Bundesminister für öffentliche Wirt­
schaft und Verkehr wird ersucht, im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Land- und Forstwirtschaft und dem Bundes­
minister für Föderalismus und Verwaltungs..: 
reform bis 1. Jänner 1993 dafür Vorsorge zu 
treffen, daß für neu zuzulassende landwirt­
schaftliche Kraftfahrzeuge dem Stand der 
Technik entsprechende Emissionsgrenzwerte 
vorgesehen werden. 

5. Der Bundesminister für wirtschaftliche Ange­
legenheiten wird ersucht, im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Arbeit und 
Soziales, dem Bundesminister für 'Gesund­
heit, Sport und Konsumentenschutz, dem 
Bundesminister für Umwelt, Jugend und 

Familie und dem Bundesminister für Land­
und Forstwirtschaft mit Verordnung nach 
§ 82 Gewerbeordnung dem Stand der Tech-

. nik entsprechende Emissionsgrenzwerte (un­
ter besonderer Berücksichtigung von VOCs 
und NOx) bei Neu- und Altanlagen 

für Emissionen aus der Zementindustrie 
innerhalb von drei Monaten, 
für Emissionen aus Gießereien und aus 
Brennöfen zur Ziegderzeugung inner­
halb eines Jahres festzulegen. 

Innerhalb von sechs Monaten sind' weitere 
derartige Verordnungen, insbesondere für 
Anlagen zur Herstellung' von Eisen und 
Stahl, von Glas, von Nichteisenmetallen, von 
Zellstoff und Papier, von Spanplatten, zum 
Brennen von Gips sowie für Raffinerien, 
Lackierereien und Druckereien; vorzulegen 
und spätestens innerhalb von zwei Jahren zu 
erlassen. 

6. Der Bundesminister für wirtschaftliche Ange­
legenheiten wird ersucht, auf Grund § 69 
Gewerbeordnung bis· 1. Juni 1992 eine 
Verordnung zu erlassen, in der die Ausstat­
tung von Tankstellen mit Gaspendelsystemen 
verbindlich vorgeschrieben wird. 

7. Der Bundesminister für wirtschaftliche Ange­
legenheiten wird ersucht, auf Grund § 69 
Gewerbeordnung bis 1, Jänner 1993 durch 
Verordnurig festzulegen, welche Maßnah­
men die Gewerbetreibenden hinsichtlich der 
Erzeugung und 'des Inverkehrbringens von 
Kleinfeuerungsanlagen zu. treffen haben, um 
nur noch Kleinfeuerungsanlagen in Verkehr 
zu bringen, die dem Stand der Technik 
hinsichtlich des Emissionsverhaltens und des 
Wirkungsgrades entsprechen. 

8. Der ,Bundesminister für Föderalismus und 
Verwaltungsreform wird ersucht, mit den 
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Ländern in Verhandlungen zu treten, um 
raschestmöglich eine effiziente Kontrolle und 
Wartung der Betriebsweise von Kleinfeue­
rungsanlagen sicherzustellen. 

9. Der Bundesminister für wirtschaftliche Ange­
legenheiten wird ersucht, im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Umwelt, Jugend 
und Familie die Emissionsgrenzwerte für 
Stickoxide der Luftreinhalteverordnung für 
Kesselanlagen entsprechend dem Stand der 
Technik bis 1: Jänner 1993 neuJestzulegen. 

10. Der Bundesminister für wirtschaftliche Ange­
legenheiten wird ersucht, im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Umwelt, Jugend 
und Familie mit Verordnung gemäß § 82 
Gewerbeordnung dem Stand der Technik 
en.tsprechende Emissionsgrenzwerte für 
Stickoxide hinsichtlich sonstiger Feuerungs­
anlagen bis 1. Juni 1913 zu erlassen. 

11. Der Bundesminister für Umwelt, Jugend und 
Familie wird ersucht, im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für wirtsc�aftliche An­
gelegenheiten auf Grund des Chemikalienge­
setzei; eine zweite Lösungsmittelverordnung 
für weitere Bereiche wie Reinigungsmittel 
und Pflegemittel bis spätestens 1. juni 1993 
zu erstellen und bis spätestens 1. Juni 1994 zu 
erlassen. 

12. Der Bundesininister für Umwelt, Jugend und 
Familie wird ersucht, bis 1. Jänner 1993 das 
Verbrennen von biogenen Materialien außer­
halb von Anlagen zu reglementieren, wobei 
auf einschlägige landesrechtliche Regelungen 

. Bedacht zu nehmen ist. 

13. Der BUI).desminister für Umwelt, Jugend und 
Familie wird ersucht, die' Förderungsmög­
lichkeiten des Umwelt- und Wasserwirt-. 
schaftsfonds zur Minderung von VOC-Emis­
slonen .zu erhöhen, um auch Im Bereich 
industrieller und gewerblicher Anlagen emis­
sionsmindernde Maßnahmen zu forcieren 
sowie weiters den Einbau von Biofiltern, die 
Gasnutzung bei Kläranlagen und Deponien 
und andere erneuerbare Energieträger voran­
zutreiben. 

14. Der Bundesminister für Umwelt, Jugend und 
Familie und der Bundesminister für Finanzen 
werden ersucht, bis 1. Juni 1993 konkrete 
Vorschläge betreffend die Einführung öko­
nomischer Instrumente für eine Reduktion 
von Ozonvorläufersubstanzen (NOx und 
VOCs) vorzubereiten. 

15. Der Bundesminister für öffentliche Wirt­
schaft und Verkehr wird ersucht, konkrete 
Maßnahmen zur Forcierung 
a) des Gütertransportes auf Schienen- und 

Wasserwegen, insbesondere des kombi­
nierten Verkehrs, 

b) der Förderung des öffentlichen N ahver­
kehrs und der Errichtung von Park-and­
Ride-Plätzen, 

c) des beschleunigten Ausbaues und der 
Modernisierung des Bahnnetzes 

vorzubereiten. 
. 

16. Der Bundesministedür wirtschaftliche Ange­
legenheiten wird ersucht, 1m Zuge der 
Erstellung des Energiekonzeptes 1992 kon­
krete Maßnahmen für 
a) die Förderung des Anschlusses von 

Fernwärme (von Kleinverbrauchern) so­
wie die Forcierung der Nutzung der 
Nahwärme auf biogener Basis, 

b) die Förderung der Abwärmenutzung von 
Kraftwerken und Industrieanlagen, 

c) die Förderung der Kraft-Auskoppelung 
bei Wärmeerzeugungsanlagen, 

cl) eine bevorzugte Nutzung. erneuerbarer 
Energiequellen und 

e) die Forcierung des Einsatzes von Elektro­
und Solarmobilen 

vorzusehen. 
17. Der Bundesminister für wirtschaftliche Ange­

legenheiten wird ersucht, im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Finanzen dafür 
zu sorgen, daß eine Forcierung der Fernwär­
menutzung auch nach 1993 sichergestellt 
wird . 

18. Der Bundesminister für wirtschaftliche Ange­
legenheiten' und der Bundesminister für 
Föderalismus und Verwaltungsreform wer­
den ersucht, mit den Ländern in Verhandlun­
gen hinsichtlich emer Verschärfung der 
Energiesparmaßnahmen, insbesondere der 
energierelevanten Bauordnungs-, Raumord­
nungs- und Flächenwidmungsbestimmungen, 
einzutreten. 

19. Der Bundesminister für Wissenschaft und 
Forschung wird ersucht, im Einvernehmen 
mit dem Bundesminis�er für Land- und 
Forstwirtschaft unter Berücksichtigung inter­
nationaler Studien ehestmöglich eine Studie 
über die Auswirkungen der. Stickstoffdün­
gung und der Methanemissionen . auf die 

,Bildung von Ozonvorläufersubstanzen ' in 
Auftrag zu geben und Vorschläge für deren 
Reduktion auszuarbeiten.: 
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